
Ort, Datum Unterschrift Depotinhaber 1 (bei Minderjährigen gesetzlicher Vertreter 1) Unterschrift Depotinhaber 2 (bei Minderjährigen gesetzlicher Vertreter 2)
 oder vertretungsberechtigte Person 1 bei Firmen oder vertretungsberechtigte Person 2 bei Firmen
  

FFB FondsdepotPlus (inkl. Onlinezugang und elektronischem Postversand)

Kontoeröffnungsantrag für das Privatkundengeschäft

Bitte eröffnen Sie für mich/uns in Verbindung mit meinem/unserem oben genannten FFB Fondsdepot ein Abwicklungskonto und stellen mein/unser FFB Fondsdepot auf ein 
FFB FondsdepotPlus um. Mein/Unser Depot wird als Online-Depot mit Internetnutzung und elektronischem Postversand geführt. Es gelten die Bestimmungen 1 bis 9 der Schluss-
erklärung des Depoteröffnungsantrages und insbesondere die anliegenden Sonderbedingungen für die Internet-Nutzung und den elektronischen Postversand sowie die anliegenden 
Sonderbedingungen für das FFB FondsdepotPlus der FIL Fondsbank (FFB). Das Entgelt für die Depot- und Kontoführung sowie weitere  Entgelte, die im Zusammenhang mit der 
Führung meines/unseres FFB FondsdepotPlus entstehen können, ergeben sich aus dem abgedruckten Preis- und Leistungsverzeichnis. Bitte beachten Sie die beigefügten Infor-
mationen zu außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen und Fernabsatzverträgen über Finanzdienstleistungen der FIL Fondsbank GmbH.

Depotinhaber 1       Frau     Herr     Minderjährige/r               Firma

Name/Firma Vorname Geburtsname

Geb.-Datum  Beruf  
selbstständig

 Branche

 Depotinhaber 2       Frau     Herr     oderoder       Gesetzlicher Vertreter 1       Frau     Herr

Name Vorname Geburtsname

Geb.-Datum  Beruf  
selbstständig

 Branche
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FIL Fondsbank GmbH

Postfach 11 06 63

60041 Frankfurt am Main

Telefax (0 69) 770 60-555

Depotführende Stelle: FFB – ein Unternehmen der Fidelity International-Gruppe
FIL Fondsbank GmbH, Postfach 11 06 63, 60041 Frankfurt am Main · Sitz: Kronberg im Taunus · Amtsgericht: Königstein HRB 8336 · Umsatzsteuer-ID-Nr. DE 213709602
Geschäftsführung: Peter Nonner, Gerhard Oehne, Dr. Andreas Prechtel · Vorsitzender des Aufsichtsrats: Jon Skillman

Widerrufsrecht 
Der Kunde kann diese Vertragserklärung nach Maßgabe der auf den beiliegenden „Informationen zu außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen und 
 Fernabsatzverträgen über Finanzdienstleistungen der FIL Fondsbank GmbH“ abgedruckten Widerrufsbelehrung widerrufen.

Die Referenzbankverbindung ist für die Auftragsabwicklung erforderlich; bei einem FFB FondsdepotPlus darüber hinaus zur Abwicklung der Geldtransfers von und auf das Abwicklungskonto. 
Die IBAN für Einzahlungen auf Ihr Abwicklungskonto finden Sie auf der Depoteröffnungsbestätigung. Eine Referenzbankverbindung ist grundsätzlich für die Länder des Euroraums möglich.2

Ich kann/Wir können der FFB jederzeit schriftlich im Original eine andere Bankverbindung mitteilen. 

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich/ermächtigen wir die FFB widerruflich, die von mir/uns zu entrichtenden Zahlungen bei Fälligkeit von meinem/unserem nachfolgend genannten Konto mittels 
 Lastschrift einzuziehen. 

SEPA-Lastschriftmandat
Ich ermächtige/Wir ermächtigen die FFB, Zahlungen von meinem/unserem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich/weisen wir mein Kreditinstitut an, die von der 
FFB auf mein/unser Konto gezogenen  Lastschriften einzulösen.

Hinweis: Ich kann/wir können innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit  meinem/
unserem  Kredit institut vereinbarten Bedingungen. 

Referenzbankverbindung (zwingend erforderlich)

IBAN  Name, Vorname des Kontoinhabers/der Kontoinhaber (Kontoinhaber müssen Antragsteller bzw. gesetzlichem Vertreter entsprechen)3

BIC  Kreditinstitut

1 Wenn Sie in weiteren Ländern steuerlich ansässig sind, teilen Sie uns die Daten bitte separat mit.  2 Die Bank behält sich vor eine Referenzbankverbindung in einzelnen Ländern abzulehnen.
3 Nur auszufüllen, wenn Kontoinhaber nicht Depotinhaber 1 entspricht, sondern Depotinhaber 2 oder gesetzlichen Vertretern.

Steuer-Identifikationsnummer (TIN)Steuer-Identifikationsnummer (TIN) Land Land 11

Steuer-Identifikationsnummer (TIN)Steuer-Identifikationsnummer (TIN) Land Land 11

Steuer-Identifikationsnummer (TIN)Steuer-Identifikationsnummer (TIN) Land Land 11

Steuer-Identifikationsnummer (TIN)Steuer-Identifikationsnummer (TIN) Land Land 11

(Bitte geben Sie unbedingt die Nummer Ihres bestehenden FFB Fondsdepots an.)

Depotnummer



Informationsbogen für den Anleger gemäß § 23a Absatz 1 Satz 3 des Kreditwesengesetzes
Mit dem „Informationsbogen für den Anleger“ informieren wie Sie gem. §23a Abs. 1 Satz 3 des Kreditwesengesetzes über die gesetzliche Einlagensicherung.

Über die gesetzliche Einlagensicherung hinaus sind Ihre Einlagen bei der FIL Fondsbank GmbH (FFB) zusätzlich durch den freiwilligen Einlagensicherungsfonds des 
Bundesverbandes deutscher Banken (vertragliches Einlagensicherungssystem) bis zur Sicherungsgrenze von derzeit 20 % des maßgeblich haftenden Eigenkapitals 
unserer Bank geschützt. Dieser Schutz setzt ein, wenn die gesetzliche Sicherungsobergrenze von 100.000 EUR überschritten wird und reicht bis zur Sicherungsgrenze 
der FFB, die Sie unter https://www.ffb.de/public/loesungen/anleger.html im Bereich „Einlagensicherung“ aufrufen können. Nähere Informationen zum Einlagensicherungs-
fonds finden Sie auch auf http://verbraucher.bankenverband.de/einlagensicherung/.

Zusätzliche Informationen:
1 Ihre Einlage wird von einem gesetzlichen Einlagensicherungssystem und einem vertraglichen Einlagensicherungssystem gedeckt. Im Falle einer Insolvenz Ihres Kreditinstituts werden Ihre 

 Einlagen in jedem Fall bis zu 100.000 EUR erstattet.
2 Sollte eine Einlage nicht verfügbar sein, weil ein Kreditinstitut seinen finanziellen Verpflichtungen nicht nachkommen kann, so werden die Einleger von dem Einlagensicherungssystem entschädigt. 

Die betreffende Deckungssumme beträgt maximal 100.000 Euro pro Kreditinstitut. Das heißt, dass bei der Ermittlung dieser Summe alle bei demselben Kreditinstitut gehaltenen Einlagen addiert 
werden. Hält ein Einleger beispielsweise 90.000 Euro auf einem Sparkonto und 20.000 Euro auf einem Girokonto, so werden ihm lediglich 100.000 Euro erstattet.

3 Bei Gemeinschaftskonten gilt die Obergrenze von 100.000 Euro für jeden Einleger.
Einlagen auf einem Konto, über das zwei oder mehrere Personen als Mitglieder einer Personengesellschaft oder Sozietät, einer Vereinigung oder eines ähnlichen Zusammenschlusses ohne 
Rechtspersönlichkeit verfügen können, werden bei der Berechnung der Obergrenze von 100.000 Euro allerdings zusammengefasst und als Einlage eines einzigen Einlegers behandelt. In einigen 
Fällen des § 8 Absatz 2 bis 4 des Einlagensicherungsgesetzes sind Einlagen über 100.000 Euro hinaus gesichert. Weitere Informationen sind erhältlich über die Website der Entschädigungs-
einrichtung deutscher Banken unter www.edb-banken.de.

4 Erstattung
Das zuständige Einlagensicherungssystem ist die Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH, Burgstraße 28, 10178 Berlin, Tel.: +49 (0) 30 - 590 01 19 60-0, info@edb-banken.de, 
www.edb-banken.de. Es wird Ihnen Ihre Einlagen (bis zu 100.000 Euro) spätestens innerhalb von 20 Arbeitstagen bis zum 31. Mai 2016 bzw. 7 Arbeitstagen ab dem 1. Juni 2016 erstatten. 
Haben Sie die Erstattung innerhalb dieser Fristen nicht erhalten, sollten Sie mit dem Einlagensicherungssystem Kontakt aufnehmen, da der Gültigkeitszeitraum für Erstattungsforderungen nach 
einer bestimmten Frist abgelaufen sein kann. Weitere Informationen sind erhältlich über die Website der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH unter www.edb-banken.de.

Weitere wichtige Informationen:

Einlagen von Privatkunden und Unternehmen sind im Allgemeinen durch Einlagensicherungssysteme gedeckt. Für bestimmte Einlagen geltende Ausnahmen werden auf 
der Website des zuständigen Einlagensicherungssystems mitgeteilt. Ihr Kreditinstitut wird Sie auf Anfrage auch darüber informieren, ob bestimmte Produkte gedeckt sind 
oder nicht. Wenn Einlagen entschädigungsfähig sind, wird das Kreditinstitut dies auch auf dem Kontoauszug bestätigen.
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FIL Fondsbank GmbH

Postfach 11 06 63

60041 Frankfurt am Main

PLZ Ort

Telefon

Depotinhaber

Straße

Ort, Datum Depotinhaber 1 (oder gesetzlicher Vertreter) Depotinhaber 2 (oder gesetzliche Vertreter)

Einlagen bei der FFB sind geschützt durch: Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH 1

Sicherungsobergrenze: 100.000 EUR pro Einleger pro Kreditinstitut 2

Falls Sie mehrere Einlagen bei demselben Kreditinstitut haben: Alle Ihre Einlagen bei demselben Kreditinstitut werden „aufaddiert“, 
und die Gesamtsumme unterliegt der Obergrenze von 100.000 EUR 2

Falls Sie ein Gemeinschaftskonto mit einer oder mehreren anderen 
Personen haben:

Die Obergrenze von 100.000 EUR gilt für jeden einzelnen Einleger 3

Erstattungsfrist bei Ausfall eines Kreditinstituts: 20 Arbeitstage bis zum 31. Mai 2016 bzw. 7 Arbeitstage ab dem 1. Juni 2016 4

Währung der Erstattung: Euro
Kontaktdaten: Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH

Burgstraße 28
10178 Berlin
Deutschland

Postanschrift:
Postfach 11 04 48
10834 Berlin

Telefon: +49 (0)30 - 590 01 19 60-0
Email: info@edb-banken.de

Weitere Informationen: www.edb-banken.de

(Bitte unbedingt Ihre FFB Fondsdepot Nr. eintragen)

Depotnummer



1. Geltungsbereich dieser Sonderbedingungen 
Diese Sonderbedingungen gelten für das im Zusammenhang mit dem 
FFB FondsdepotPlus geführte Abwicklungskonto (Tagesgeldkonto) bzw. die darin 
 verwahrten Einlagen. Ergänzend gelten die All gemeinen Geschäftsbedingungen für 
das FFB Fondsdepot,  soweit  diese einschlägig sind und die Sonderbedingungen 
keine Sonderregelungen  enthalten. 

Die Führung des FFB FondsdepotPlus ist nur im Wege der Internet-Nutzung mit 
 elek tronischem Postversand über den Online-Posteingang der Internet-Anwendung 
der FIL Fondsbank GmbH (nachfolgend „Bank“ genannt) möglich.

2. Kontoauszüge

2.1 Bereitstellung von Kontoauszügen
Die Bank informiert den Kunden über aktuelle Umsätze auf seinem Abwicklungskonto 
und die daraus resultierenden Kontostände, indem sie regelmäßig monatlich im Online-
Posteingang Kontoauszüge für den Kunden abrufbar zur Verfügung stellt. Die mittels 
elektronischem Postversand abgerufenen Kontoauszüge können vom Kunden auf 
 seinem Rechner gespeichert und über seinen am Rechner angeschlossenen  Drucker 
ausgedruckt werden. 

2.2 Anerkennung von Elektronischen Kontoauszügen
Die Bank übernimmt keine Gewähr dafür, dass die vom Kunden gespeicherten oder 
ausgedruckten Kontoauszüge von Dritten (z. B. Finanzbehörden, Wirtschaftsprüfer) 
 anerkannt werden.

3. Rechnungsabschlüsse bei Abwicklungskonten

3.1 Erteilung der Rechnungsabschlüsse
Die Bank erteilt bei einem Abwicklungskonto, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, 
jeweils zum Ende eines Kalenderquartals einen Rechnungsabschluss. Dabei werden 
die in diesem Zeitraum entstandenen beiderseitigen Ansprüche (einschließlich der 
 Zinsen und Entgelte der Bank) verrechnet. Die Bank kann auf den Saldo, der sich aus 
der Verrechnung ergibt, nach Nr. 5 dieser Sonderbedingungen oder nach der mit dem 
Kunden anderweitig getroffenen Vereinbarung Zinsen berechnen.

3.2 Frist für Einwendungen; Genehmigung durch Schweigen
Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit eines Rechnungsabschlus-
ses hat der Kunde spätestens vor Ablauf von sechs Wochen nach dessen Zugang zu 
erheben; macht er  seine Einwendungen auf einem dauerhaften Datenträger (§126b 
BGB „Textform“) geltend, genügt die Absendung  innerhalb der Sechs-Wochen-Frist. 
Das Unterlassen rechtzeitiger Einwendungen gilt als Genehmigung. Auf diese Folge 
wird die Bank bei Erteilung des Rechnungsabschlusses besonders hinweisen. Der 
 Kunde kann auch nach Fristablauf eine Berichtigung des Rechnungsabschlusses 
 verlangen, muss dann aber beweisen, dass zu Unrecht sein Konto belastet oder eine 
ihm zustehende Gutschrift nicht erteilt wurde.

4. Storno- und Berichtigungsbuchungen der Bank

4.1 Vor Rechnungsabschluss 
Fehlerhafte Gutschriften (zum Beispiel wegen einer falschen Kontonummer) darf die 
Bank bis zum nächsten Rechnungsabschluss durch eine Belas tungsbuchung rück-
gängig machen, soweit ihr ein Rückzahlungsanspruch gegen den Kunden zusteht 
 (Stornobuchung). Der Kunde kann in diesem Fall gegen die Belas tungsbuchung nicht 
einwenden, dass er in Höhe der Gutschrift bereits verfügt hat.

4.2 Nach Rechnungsabschluss
Stellt die Bank eine fehlerhafte Gutschrift erst nach einem Rechnungsabschluss fest 
und steht ihr ein Rückzahlungsanspruch gegen den Kunden zu, so wird sie in Höhe 
 ihres Anspruchs sein Konto belasten (Berichtigungsbuchung). Erhebt der Kunde gegen 
die Berichtigungsbuchung Einwendungen, so wird die Bank den Betrag dem Konto 
 wieder gutschreiben und ihren Rückzahlungsanspruch gesondert geltend machen.

4.3 Information des Kunden – Zinsberechnung
Über Storno- und Berichtigungsbuchungen wird die Bank den Kunden unverzüglich un-
terrichten. Die Buchungen nimmt die Bank hinsichtlich der Zinsberechnung rückwirkend 
zu dem Tag vor, an dem die fehlerhafte Buchung durchgeführt wurde.

5. Zinsen und Entgelte

5.1 Höhe der Zinsen und Entgelte 
Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die im Privatkundengeschäft üblichen Kredite und 
Leistungen werden auf der Internetseite der Bank unter www.ffb.de bekannt gemacht. 
Ergänzend gilt das Preis- und Leistungsverzeichnis der Bank. Wenn ein Kunde eine 
dort aufgeführte Leis tung in Anspruch nimmt und dabei keine abweichende Verein-
barung getroffen wurde, gelten die zu diesem Zeitpunkt im Preis- und Leistungsver-
zeichnis sowie im Internet-Frontend der Bank angegebenen Zinsen und Entgelte. Für 
die Vergütung der darin nicht aufgeführten Leistungen, die im Auftrag des Kunden oder 
in dessen mutmaßlichem Interesse erbracht werden und die, nach den Umständen 
zu  urteilen, nur gegen eine Vergütung zu erwarten sind, gelten, soweit keine andere 
Vereinbarung getroffen wurde, die gesetzlichen Vorschriften.

6. Ausgleich von Kontoüberziehungen
Die Bank wird durch die getätigten Fondstransaktionen auf dem Abwicklungskonto ent-
stehende Sollsalden, die nicht kurzfristig durch entsprechende Gegengeschäfte aus-
geglichen werden, in regelmäßigen Intervallen zu Lasten der Referenzbankverbindung 
ausgleichen. Ist dies nicht möglich, wird die Bank von ihrem Sicherungs- und Verwer-
tungsrecht Gebrauch machen (s. Punkt 12 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen).

7. Lastschrifteinzug/Sepa-Mandat
Für die Geschäftsverbindung mit der Bank gelten die Bedingungen für Zahlungen 
 mittels Lastschrift im SEPA-Basislastschriftverfahren.

Sonderbedingungen für das FFB FondsdepotPlus der FIL Fondsbank GmbH

Für Zahlungen des Kunden an Zahlungsempfänger mittels SEPA-Basislastschrift über sein 
Konto bei der Bank gelten folgende Bedingungen.

1 Allgemein

1.1 Begriffsbestimmung
Eine Lastschrift ist ein vom Zahlungsempfänger ausgelöster Zahlungsvorgang zu 
 Lasten des Kontos des Kunden, bei dem die Höhe des jeweiligen Zahlungsbetrages 
vom Zahlungsempfänger angegeben wird.

1.2 Entgelte

1.2.1 Entgelte für Verbraucher
Die Entgelte im Lastschriftverkehr ergeben sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeich-
nis“. Änderungen der Entgelte werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem 
Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens auf einem dauerhaften Datenträger angeboten. Hat 
der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen 
Kommunikationsweg vereinbart, können die Änderungen auch auf diesem Wege ange-
boten werden. Die Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, wenn er der Bank seine Ab-
lehnung nicht vor dem vorge schlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderun-
gen angezeigt hat. Auf diese Genehmigungswirkung wird ihn die Bank in ihrem Angebot 
besonders hinweisen.  Werden dem Kunden Änderungen der Entgelte angeboten, kann 
er diese Geschäfts beziehung vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Änderungen auch fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird 
ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen. 

1.2.2 Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind
Für Entgelte und deren Änderung für Zahlungen von Kunden, die keine Verbraucher 
sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nummer 13.1 der AGB.

1.3 Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemöglichkeit
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank besteht für Kunden die Möglichkeit, 
den Ombudsmann der privaten Banken anzurufen. Betrifft der Beschwerdegegenstand 
eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 
676c des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB)), können auch Kunden, die keine Verbrau-
cher sind, den Ombudsmann der privaten Banken anrufen. Näheres regelt die „Verfah-
rensordnung für die Schlichtung von Kundenbeschwerden im deutschen Bankgewerbe“, 
die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird oder im Internet unter www.bankenverband.de 
abrufbar ist. Die Beschwerde ist schriftlich an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundes-
verband deutscher Banken e.V., Postfach 04 03 07, 10062 Berlin, zu richten. Steht die 
Streitigkeit im Zusammenhang mit den Vorschriften des Kapitalanlagegesetzbuchs 
(KAGB), können Verbraucher die Schlichtungsstelle der Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht (BaFin), Referat Q 21, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn, kon-
taktieren. Hiervon unberührt bleibt das Recht, den Rechtsweg zu beschreiten. Ferner 

besteht für den Kunden die Möglichkeit, sich jederzeit schriftlich oder zur dortigen 
 Niederschrift bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer 
 Straße 108, 53117 Bonn, und Lurgiallee 12, 60439 Frankfurt, über Verstöße der Bank 
gegen das Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG), die §§ 675c bis 676c des BGB oder 
gegen Artikel 248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB) 
oder gegen das Kapitalanlagegesetzbuch (KAGB) zu beschweren.

2 SEPA-Basislastschrift

2.1 Allgemein

2.1.1 Wesentliche Merkmale des SEPA-Basislastschriftverfahrens
Mit dem SEPA-Basislastschriftverfahren kann der Kunde über die Bank an den 
 Zahlungsempfänger Zahlungen in Euro innerhalb des Gebiets des einheitlichen Euro-
Zahlungsverkehrsraums („Single Euro Payments Area“, SEPA) bewirken. Zur SEPA 
 gehören die im Anhang genannten Staaten und Gebiete. Für die Ausführung von 
 Zahlungen mittels SEPA-Basislastschriften muss
–  der Zahlungsempfänger und dessen Zahlungsdienstleister das SEPA-Basislast-

schriftverfahren nutzen und 
–  der Kunde vor dem Zahlungsvorgang dem Zahlungsempfänger das SEPA-Last-

schriftmandat erteilen.
Der Zahlungsempfänger löst den jeweiligen Zahlungsvorgang aus, indem er über 
 seinen Zahlungsdienstleister der Bank die Lastschriften vorlegt.
Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-Basislastschrift 
binnen einer Frist von acht Wochen ab dem Zeitpunkt der Belastungsbuchung auf 
 seinem Konto von der Bank die Erstattung des belasteten Lastschriftbetrages ver langen.

2.1.2 Kundenkennungen
Für das Verfahren hat der Kunde die ihm mitgeteilte IBAN1 und den BIC2 der Bank als 
seine Kundenkennung gegenüber dem Zahlungsempfänger zu verwenden, da die Bank 
berechtigt ist, die Zahlung aufgrund der SEPA-Basislastschrift ausschließlich auf Grund-
lage der ihr übermittelten Kundenkennung auszuführen. Die Bank und die weiteren 
 beteiligten Stellen führen die Zahlung an den Zahlungsempfänger an Hand der im Last-
schriftdatensatz vom Zahlungsempfänger als dessen Kundenkennung angegebenen 
IBAN und BIC aus.

2.1.3 Übermittlung von Lastschriftdaten
Bei SEPA-Basislastschriften können die Lastschriftdaten über das Nachrichtenübermitt-
lungssystem der Society for Worldwide Interbank Financial Telecommunication (SWIFT) 
mit Sitz in Belgien und Rechenzentren in der Europäischen Union, in der Schweiz und 
in den USA von dem Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers an die Bank wei-
tergeleitet werden.

Bedingungen für Zahlungen mittels Lastschrift im SEPA-Basislastschriftverfahren



2.2 SEPA-Lastschriftmandat

2.2.1 Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats (SEPA Direct Debit Mandate)
Der Kunde erteilt dem Zahlungsempfänger ein SEPA-Lastschriftmandat. Damit auto-
risiert er gegenüber seiner Bank die Einlösung von SEPA-Basislastschriften des 
 Zahlungsempfängers. Das Mandat ist schriftlich oder in der mit seiner Bank verein-
barten Art und Weise zu erteilen.
In dem SEPA-Lastschriftmandat müssen die folgenden Erklärungen des Kunden 
 enthalten sein:
–  Ermächtigung des Zahlungsempfängers, Zahlungen vom Konto des Kunden mittels 

SEPA-Basislastschrift einzuziehen, und
–  Weisung an die Bank, die vom Zahlungsempfänger auf sein Konto gezogenen 

 SEPA-Basislastschriften einzulösen.
Das SEPA-Lastschriftmandat muss folgende Autorisierungsdaten enthalten:
–  Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
– eine Gläubigeridentifikationsnummer,
– Kennzeichnung als einmalige oder wiederkehrende Zahlung,
– Name des Kunden,
– Bezeichnung der Bank des Kunden und
– seine Kundenkennung (siehe Nummer 2.1.2).
Über die Autorisierungsdaten hinaus kann das Lastschriftmandat zusätzliche Angaben 
enthalten.

2.2.2 Einzugsermächtigung als SEPA-Lastschriftmandat
Hat der Kunde dem Zahlungsempfänger eine Einzugsermächtigung erteilt, mit der er 
den Zahlungsempfänger ermächtigt, Zahlungen von seinem Konto mittels Lastschrift 
einzuziehen, weist er zugleich damit die Bank an, die vom Zahlungsempfänger auf sein 
Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. Mit der Einzugsermächtigung autorisiert der 
Kunde gegenüber seiner Bank die Einlösung von Lastschriften des Zahlungsempfän-
gers. Diese Einzugsermächtigung gilt als SEPA-Lastschriftmandat. Sätze 1 bis 3 gelten 
auch für vom Kunden vor dem Inkrafttreten dieser Bedingungen erteilte Einzugsermäch-
tigungen.
Die Einzugsermächtigung muss folgende Autorisierungsdaten enthalten:
– Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
– Name des Kunden,
–  Kundenkennung nach Nummer 2.1.2 oder Kontonummer und Bankleitzahl des 

 Kunden.
Über die Autorisierungsdaten hinaus kann die Einzugsermächtigung zusätzliche 
 Angaben enthalten.

2.2.3 Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats
Das SEPA-Lastschriftmandat kann vom Kunden durch Erklärung gegenüber dem 
 Zahlungsempfänger oder seiner Bank – möglichst schriftlich – mit der Folge widerrufen 
werden, dass nachfolgende Zahlungsvorgänge nicht mehr autorisiert sind. Erfolgt der 
Widerruf gegenüber der Bank, wird dieser ab dem auf den Eingang des Widerrufs 
f olgenden Geschäftstag gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ wirksam. Zusätzlich 
sollte dieser auch gegenüber dem Zahlungsempfänger erklärt werden, damit dieser 
 keine weiteren Lastschriften einzieht.

2.2.4 Zurückweisung einzelner SEPA-Basislastschriften
Der Kunde kann der Bank gesondert die Weisung erteilen, Zahlungen aus bestimmten 
SEPA-Basislastschriften des Zahlungsempfängers nicht zu bewirken. Diese Weisung 
muss der Bank bis spätestens zum Ende des Geschäftstages gemäß „Preis- und Leis-
tungsverzeichnis“ vor dem im Datensatz der Lastschrift angegebenen Fälligkeitstag 
 zugehen. Diese Weisung sollte möglichst schriftlich und möglichst gegenüber der 
 kontoführenden Stelle der Bank erfolgen. Zusätzlich sollte diese auch gegenüber dem 
Zahlungsempfänger erklärt werden.

2.3 Einzug der SEPA-Basislastschrift auf Grundlage des SEPA-Lastschriftmandats 
durch den Zahlungsempfänger
(1)  Das vom Kunden erteilte SEPA-Lastschriftmandat verbleibt beim Zahlungsempfän-

ger. Dieser übernimmt die Autorisierungsdaten und setzt etwaige zusätzliche An-
gaben in den Datensatz zur Einziehung von SEPA-Basislastschriften. Der jeweilige 
Lastschriftbetrag wird vom Zahlungsempfänger angegeben.

(2)  Der Zahlungsempfänger übermittelt elektronisch den Datensatz zur Einziehung der 
SEPA-Basislastschrift unter Einschaltung seines Zahlungsdienstleisters an die Bank 
als Zahlstelle. Dieser Datensatz verkörpert auch die Weisung des Kunden an die 
Bank zur Einlösung der jeweiligen SEPA-Basislastschrift (siehe Nummer 2.2.1 
 Sätze 2 und 4 beziehungsweise Nummer 2.2.2 Satz 2). Für den Zugang dieser 
 Weisung verzichtet die Bank auf die für die Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats 
verein barte Form (siehe Nummer 2.2.1 Satz 3).

2.4 Zahlungsvorgang aufgrund der SEPA-Basislastschrift

2.4.1 Belastung des Kontos des Kunden mit dem Lastschriftbetrag
(1)  Eingehende SEPA-Basislastschriften des Zahlungsempfängers werden am im 

Daten satz angegebenen Fälligkeitstag mit dem vom Zahlungsempfänger angege-
benen Lastschriftbetrag dem Konto des Kunden belastet. Fällt der Fälligkeitstag 
nicht auf einen im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesenen Geschäftstag 
der Bank, erfolgt die Kontobelastung am nächsten Geschäftstag.

(2)  Eine Kontobelastung erfolgt nicht oder wird spätestens am zweiten Geschäftstag 
nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht (siehe Nummer 2.4.2), wenn

–  der Bank ein Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats gemäß Nummer 2.2.3 zu-
gegangen ist,

–  der Bank eine Zurückweisung der Lastschrift des Kunden gemäß Nummer 2.2.4 
 zugegangen ist,

–  der Kunde über kein für die Einlösung der Lastschrift ausreichendes Guthaben auf 
seinem Konto oder über keinen ausreichenden Kredit verfügt (fehlende Kontode-
ckung); Teileinlösungen nimmt die Bank nicht vor,

–  die im Lastschriftdatensatz angegebene IBAN des Zahlungspflichtigen keinem 
 Konto des Kunden bei der Bank zuzuordnen ist, oder

–  die Lastschrift nicht von der Bank verarbeitbar ist, da im Lastschriftdatensatz
+  eine Gläubigeridentifikationsnummer fehlt oder für die Bank erkennbar fehlerhaft 

ist,
 +  eine Mandatsreferenz fehlt,
 + ein Ausstellungsdatum des Mandats fehlt oder
 + kein Fälligkeitstag angegeben ist.

2.4.2 Einlösung von SEPA-Basislastschriften
SEPA-Basislastschriften sind eingelöst, wenn die Belastungsbuchung auf dem Konto 
des Kunden nicht spätestens am zweiten Geschäftstag gemäß „Preis- und Leistungs-
verzeichnis“ nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht wird.

2.4.3 Unterrichtung über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung der 
Belastungsbuchung oder Ablehnung der Einlösung

 Über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung der Belastungsbuchung (siehe 
Nummer 2.4.1 Absatz 2) oder die Ablehnung der Einlösung einer SEPA-Basislastschrift 
(siehe Nummer 2.4.2) wird die Bank den Kunden unverzüglich, spätestens bis zu der 
gemäß Nummer 2.4.4 vereinbarten Frist unterrichten. Dies kann auch auf dem für 
Kontoinformationen vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird die Bank, soweit möglich, 
die Gründe sowie die Möglichkeiten angeben, wie Fehler, die zur Nichtausführung, 
Rückgängigmachung oder  Ablehnung geführt haben, berichtigt werden können.

2.4.4 Ausführung der Zahlung
(1)  Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der von ihr dem Konto des Kunden, 

aufgrund der SEPA-Basislastschrift des Zahlungsempfängers belastete Lastschrift-
betrag spätestens innerhalb der angegebenen Ausführungsfrist beim Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers eingeht.

(2)  Die Ausführungsfrist beginnt an dem im Lastschriftdatensatz angegebenen Fällig-
keitstag. Fällt dieser Tag nicht auf einen Geschäftstag der Bank, so beginnt die Aus-
führungsfrist am darauf folgenden  Geschäftstag.

(3)  Die Bank unterrichtet den Kunden über die Ausführung der Zahlung auf dem für 
Kontoinformationen vereinbarten Weg und in der vereinbarten Häufigkeit.

2.5 Erstattungsanspruch des Kunden bei einer autorisierten Zahlung
(1)  Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-Basislast-

schrift binnen einer Frist von acht Wochen ab dem Zeitpunkt der Belastungsbu-
chung auf seinem Konto von der Bank ohne Angabe von Gründen die Erstattung 
des belasteten Lastschriftbetrages verlangen. Dabei bringt sie das Konto wieder auf 
den Stand, auf dem es sich ohne die Belastung durch die Zahlung befunden hätte. 
Etwaige Zahlungsansprüche des Zahlungsempfängers gegen den Kunden bleiben 
hiervon unberührt.

(2)  Der Erstattungsanspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, sobald der jeweilige 
Betrag der Lastschriftbelastungsbuchung durch eine ausdrückliche Genehmigung 
des Kunden unmittelbar gegenüber der Bank autorisiert worden ist.

(3)  Erstattungsansprüche des Kunden bei einer nicht erfolgten oder fehlerhaft ausge-
führten autorisierten Zahlung richten sich nach Nummer 2.6.2.

2.6 Erstattungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden

2.6.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Zahlung
Im Falle einer vom Kunden nicht autorisierten Zahlung hat die Bank gegen den Kunden 
keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden 
den von seinem Konto abgebuchten Lastschriftbetrag unverzüglich zu erstatten. Dabei 
bringt sie das Konto wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die Belastung durch 
die nicht autorisierte Zahlung befunden hätte.

2.6.2 Erstattung bei nicht erfolgter oder fehlerhafter Ausführung von autorisierten 
Zahlungen
(1)  Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Zah-

lung kann der Kunde von der Bank die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des 
Lastschriftbetrages insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft 
war. Die Bank bringt dann das Konto wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne 
den fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang befunden hätte.

(2)  Der Kunde kann über den Anspruch nach Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstat-
tung derjenigen Entgelte und Zinsen verlangen, die die Bank ihm im Zusammen-
hang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung der Zahlung in Rechnung 
gestellt oder mit denen sie das Konto des Kunden belastet hat.

(3)  Liegt die fehlerhafte Ausführung darin, dass der Zahlungsbetrag beim Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers nach Ablauf der Ausführungsfrist gemäß 
Nummer 2.4.4 eingegangen ist (Verspätung), sind die Ansprüche nach Absätzen 1 
und 2 ausgeschlossen. Ist dem Kunden durch die Verspätung ein Schaden entstan-
den, haftet die Bank nach Nummer 2.6.3, bei Kunden, die keine Verbraucher sind, 
nach Nummer 2.6.4.

(4)  Wurde ein Zahlungsvorgang nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die Bank auf Ver-
langen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen und den Kunden über das 
Ergebnis unterrichten.

2.6.3 Schadensersatz
(1)  Bei nicht erfolgter oder fehlerhafter Ausführung einer autorisierten Zahlung oder bei 

einer nicht autorisierten Zahlung kann der Kunde von der Bank einen Schaden, der 
nicht bereits von Nummern 2.6.1 und 2.6.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt 
nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat 
 hierbei ein Verschulden, das einer von ihr zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, 
wie eigenes Verschulden zu vertreten. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhal-
ten zu der Entstehung  eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grund-
sätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu 
tragen haben.

(2)  Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. Diese betragsmäßige 
 Haftungsgrenze gilt nicht

– für nicht autorisierte Zahlungen,
– bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,
– für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, und
– für den dem Kunden entstandenen Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.

2.6.4 Schadensersatzansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer 
nicht erfolgten autorisierten Zahlung, fehlerhaft ausgeführten autorisierten 
Zahlung oder nicht autorisierten Zahlung
Abweichend von den Erstattungsansprüchen in Nummer 2.6.2 und Schadensersatzan-
sprüchen in Nummer 2.6.3 haben Kunden, die keine Verbraucher sind, neben etwaigen 
Herausgabeansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatz-
ansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:
Bei einer nicht erfolgten autorisierten Zahlung, fehlerhaft ausgeführten autorisierten 
Zahlung oder nicht autorisierten Zahlung kann der Kunde, der kein Verbraucher ist, von 
der Bank den Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verlangen. Dies gilt nicht, 
wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Hat der Kunde durch ein 
schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich 
nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den 
Schaden zu tragen haben.
Ein Schadensersatzanspruch des Kunden ist der Höhe nach auf den Lastschriftbetrag 
zuzüglich der von der Bank in Rechnung gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. 
 Soweit es sich hierbei um die Geltendmachung von Folgeschäden handelt, ist der 
 Anspruch auf höchstens 12.500 Euro je Zahlung begrenzt. Diese Haftungsbeschrän-
kungen gelten nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, 
die die Bank  besonders übernommen hat.



2.6.5 Haftungs- und Einwendungsausschluss
(1)  Eine Haftung der Bank nach Nummern 2.6.2. bis 2.6.4 ist ausgeschlossen, – wenn 

die Bank gegenüber dem Kunden nachweist, dass der Zahlungsbetrag rechtzeitig 
und ungekürzt beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen 
ist, oder

–  soweit die Zahlung in Übereinstimmung mit der vom Zahlungsempfänger angegebe-
nen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfängers ausgeführt wurde. In 
diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rah-
men ihrer Möglichkeiten darum bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. 

(2)  Ansprüche des Kunden nach Nummern 2.6.1 bis 2.6.4 und Einwendungen des 
 Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft ausgeführter Zahlungen oder 
aufgrund nicht autorisierter Zahlungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die 
Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht auto-
risierten oder fehlerhaft ausgeführten Zahlung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der 
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1 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
2 Bank Identifier Code (Bank-Identifizierungscode).

Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung der 
 Zahlung entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens 
 innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls 
ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatz-
ansprüche nach Nummer 2.6.3 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 
geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhin-
dert war.

(3)  Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründen-
den Umstände

–  auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die 
Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorg-
falt nicht hätten vermieden werden können, oder

–  von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt wurden.

Anhang: Liste der zur SEPA gehörigen Staaten und Gebiete
Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)
Mitgliedstaaten der Europäischen Union: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland,  Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, 
 Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland, 
 Zypern.
Weitere Staaten: Island, Liechtenstein, Norwegen.
Sonstige Staaten und Gebiete: Mayotte, Monaco, Schweiz, Saint-Pierre und Miquelon.

Ergänzende Informationen zu Finanzdienstleistungen einschließlich Zahlungsdiensten sind auf den gesonderten Dokumenten aufgeführt: 

– „Informationen zu außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen und Fernabsatzverträgen über Finanzdienstleistungen der FIL Fondsbank GmbH“
– „Sonderbedingungen für die Internet-Nutzung und den elektronischen Postversand der FIL Fondsbank GmbH“



1. Begriffsbestimmungen und Leistungsangebot
 (1)  Unter „Kunde“ ist bzw. sind der / die Inhaber des Kontos / des Depots sowie die 

 jeweils bevollmächtigten Personen zu verstehen. Konto und Depot werden im 
 Folgenden einheitlich als „Depot“ bezeichnet.

 (2)  Der Kunde hat – nach vorheriger Freischaltung – die Möglichkeit, mittels eines 
 Zugriffs über das Internet Verfügungen über sein Depot (z. B. An- und Verkauf von 
Investmentfondsanteilen) in dem von der FIL Fondsbank GmbH (nachfolgend 
„Bank“ genannt) auf der Internet-Plattform angebotenen Umfang („Internetange-
bot“) vorzunehmen sowie Umsatzinformationen einzusehen. Das Internetangebot 
umfasst auch die Möglichkeit ein mobiles TAN-Verfahren („mobileTAN“) zu nutzen. 
Sofern nachfolgend von TAN gesprochen wird, kann dies sowohl eine in Papierform 
oder eine über mobileTAN bereit gestellte TAN sein.

 (3)  Im Online-Posteingang der Internet-Anwendung stehen Standardschriftstücke, 
die von der Bank im Zusammenhang mit der Führung des Depots erstellt werden, 
ausschließlich elektronisch zur Verfügung (s. Punkt 14).

 (4)  Der Kunde hat die Möglichkeit, jederzeit über seinen Internet-Zugang offene 
 Dispositionen sowie abgeschlossene Transaktionen für sein Depot einzusehen. 
Diese beinhalten sowohl Online-Aufträge als auch schriftlich in Auftrag gegebene 
Transaktionen.

 (5)  Depots, die als Gemeinschaftsdepots geführt werden, können aus technischen 
Gründen ausschließlich mit Einzelverfügungsberechtigung („Oder-Depots“) online 
genutzt werden. Im Falle von Minderjährigendepots setzt die Internet-Nutzung 
ebenfalls die Einzelverfügungsberechtigung der gesetzlichen Vertreter voraus.

2.  Internetangebot, mobileTAN, Personalisierte Sicherheitsmerkmale
 (1)  Zur Nutzung des Internetangebots der Bank (z. B. Abwicklung von Bankgeschäften, 

Abrufen von Informationen) erhält jeder Kunde von der Bank nach Freischaltung 
 eine Benutzerkennung, eine persönliche Identifikationsnummer (PIN) sowie eine 
Liste in Papierform mit einmal verwendbaren Transaktionsnummern (TAN) jeweils 
mit gesonderter Post zugeschickt („Personalisierte Sicherheitsmerkmale“), um sich 
als berechtigter Kunde ausweisen und Aufträge autorisieren zu können.

 (2)  Zusätzlich kann der Kunde über ein Programm (z. B. SMS oder App) auf einem 
 mobilen Endgerät das „mobileTAN“-Verfahren nutzen. Dabei wird ihm eine einmal 
verwendbare, mobileTAN auf einem zum Empfang geeigneten, mobilen Endgerät 
(z. B. Mobiltelefon) zur Verfügung gestellt. Die existierende Liste mit Transaktions-
nummern in Papierform bleibt gültig und kann vom Kunden weiterhin benutzt werden.

 (3)  Sofern der Kunde in der in Punkt 4, Absatz 2 dieser Sonderbedingungen vorgesehe-
nen Form (TAN-Eingabe) erklärt, das Internet-Angebot auch für ein weiteres Depot 
nutzen zu wollen, für das bis dahin keine Internet-Nutzung vereinbart war, gelten 
 diese Sonderbedingungen auch für dieses weitere Depot. 

3.  Technischer Zugang
 Der Kunde ist verpflichtet, die technische Verbindung zum Internetangebot der Bank 

nur über die von der Bank gesondert mitgeteilten Internet-Zugangskanäle herzustellen. 
Sollten sich die technischen Standards im Internet oder bei der Bank verändern, wird 
der Kunde von der Bank hierüber informiert.

4.  Legitimation per Benutzerkennung und PIN / TAN 
 (1)  Der Kunde erhält Zugang zum Internetangebot, wenn dieser seine Benutzerken-

nung und seine PIN übermittelt hat, die Prüfung dieser Daten bei der Bank eine 
 Zugangsberechtigung des Kunden ergeben hat und keine Sperre des Zugangs 
 vorliegt. 

 (2)  Für bestimmte Aufträge (z. B. Kauforder, Verkaufsorder, PIN-Änderung, etc.) ist 
 darüber hinaus die Eingabe einer TAN erforderlich. Die Eingabe der TAN ist Vor-
aussetzung für eine Ausführung des Auftrags durch die Bank. Die Bank bestätigt 
den Eingang des Auftrags elektronisch in der Internet-Anwendung. Jede TAN kann 
nur einmal verwendet werden. Sie wird nach Verwendung ungültig.

5.  Änderung der PIN und Erhalt neuer TAN
 (1)  Der Kunde ist berechtigt, aus Sicherheitsgründen seine PIN zu ändern. Die Ände-

rung der PIN ist jederzeit möglich und muss mit Eingabe einer TAN bestätigt werden.

 (2)  Sobald der Kunde nur noch im Besitz von zehn gültigen TANs ist, wird ihm von der 
Bank unaufgefordert eine neue TAN-Liste in Papierform per Post zugeschickt. Die 
neue TAN-Liste in Papierform kann nur durch Eingabe einer TAN aus der neuen 
TAN-Liste aktiviert werden. 

6.  Bearbeitung von Aufträgen (Internetangebot / Verfügbarkeit)
 (1)  Alle Aufträge des Kunden werden im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeits-

ablaufs von der Bank bearbeitet. Die Bank strebt an, den Zugriff auf das Internet-
angebot zeitlich umfassend verfügbar zu machen. Jedoch kann aus technischen 
oder betrieblichen Gründen, die nicht von der Bank zu vertreten sind (z. B. höhere 
Gewalt, Störung der Telekommunikations- oder Netzverbindungen), die Verfügbar-
keit zeitweilig nicht gegeben sein. Zeitweilige Verfügbarkeitsbeschränkungen sind 
ferner möglich für die Durchführung systembedingter Wartungs- oder Instandset-
zungsarbeiten, die für einen ungestörten Betriebsablauf des Internetangebots im 
Interesse des Kunden erforderlich sind.

 (2)  Die Bank wird den Auftrag ausführen, wenn folgende Ausführungsbedingungen 
 erfüllt sind:

  –  Der Kunde hat sich durch Eingabe seiner Benutzerkennung und PIN legitimiert.

  –  Alle für den Auftrag notwendigen weiteren Daten wurden durch den Kunden ein-
gegeben und systemseitig auf Formatvorgaben geprüft.

 (3)  Wurden die unter Absatz 2 genannten Ausführungsbedingungen nicht erfüllt, wird 
die Bank den Auftrag nicht ausführen und den Kunden mit entsprechenden Hin-
weistexten (systemseitige Fehlermeldungen) über die Gründe der Nichtausführung 
informieren bzw. Möglichkeiten zur Fehlerbehebung anbieten.

7.  Widerruf oder Änderung von Aufträgen
 (1)  Die Änderung eines Auftrags kann nur außerhalb des Internets auf konventionellen 

Kommunikationswegen (postalisch oder per Fax), jedoch nicht telefonisch, erfolgen.

 (2)  Die Bank kann eine Änderung allerdings nur umsetzen, wenn ihr der entsprechen-
de Auftrag so zeitig zugeht, dass seine Berücksichtigung im Rahmen des 
 ordnungsgemäßen Betriebsablaufs und unter Berücksichtigung der gesetzlichen 
und vertraglichen Vorgaben, insbesondere zu Investmentvermögen, möglich ist. 

 (3)  Ein Recht zur Stornierung einer Kauforder oder einer Verkaufsorder besteht nicht. 
Ein etwaig bestehendes Widerrufsrecht nach § 305 Kapitalanlagegesetzbuch bleibt 
hiervon unberührt.

8.  Sorgfalts- und Prüfungspflichten des Kunden, Geheimhaltungspflicht
 (1)  Der Kunde hat dafür Sorge zu tragen, dass keine andere Person Kenntnis von der 

PIN und den TANs erlangt. Jede Person, die die PIN und – falls erforderlich – eine 
TAN kennt, hat die Möglichkeit, das Internetangebot zu nutzen. Sie kann z. B. Auf-
träge zu Lasten des Depots erteilen. Insbesondere sind sämtliche der folgenden 
Pflichten zur Geheimhaltung der PIN und der TANs (TAN-Liste in Papierform sowie 
der mobileTAN) durch den Kunden zu befolgen:

  –  Die PIN und TAN dürfen nicht elektronisch gespeichert oder in anderer Form 
 notiert werden;

  –  Die dem Kunden zur Verfügung gestellte TAN-Liste in Papierform ist sicher zu 
verwahren;

  –  Bei Eingabe der PIN und TAN ist sicherzustellen, dass Dritte diese nicht aus-
spähen können;

  –  Die PIN und /oder einzelne TANs und /oder die TAN-Liste in Papierform und /oder 
eine mobileTAN dürfen Dritten nicht zur Verfügung gestellt oder zur Kenntnis ge-
bracht werden;

  –  Die PIN darf nicht außerhalb der Internet-Anwendung der Bank eingegeben werden;

  –  Die PIN darf nicht außerhalb der Internet-Anwendung der Bank weitergegeben wer-
den (z. B. nicht per E-Mail);

  –  PIN und TAN-Liste in Papierform dürfen nicht zusammen verwahrt werden;

  –  Der Kunde darf zur Autorisierung (z. B. eines Auftrags, der Aufhebung einer 
 Sperre oder zur Freischaltung einer neuen TAN-Liste in Papierform) nicht mehr 
als eine TAN verwenden;

  –  Der Kunde darf einer an ihn gerichteten Aufforderung per elektronischer Nachricht 
(z. B. E-Mail), eine damit übersandte Verknüpfung zum (vermeintlichen) Depot bei 
der Bank anzuwählen und darüber persönliche Zugangsdaten einzugeben, nicht 
Folge leisten;

  –  Anfragen außerhalb der bankseitig zur Verfügung gestellten originären Zugangs-
wege, in denen nach vertraulichen Daten wie PIN oder TAN gefragt wird, dürfen 
nicht beantwortet werden;

  –  Auf einer Login-Seite (Startseite) zum (vermeintlichen) Online-Banking der Bank 
darf keine TAN eingegeben werden;

  –  Der Kunde hat vor seinem jeweiligen Zugang zum Depot sicherzustellen, dass 
auf dem von ihm verwendeten System handelsübliche Sicherheitsvorkehrungen 
(wie Anti-Viren-Programm und Firewall) installiert sind und diese ebenso wie die 
verwendete System- und Anwendungssoftware regelmäßig aktualisiert werden. 
Beispiele handelsüblicher Sicherheitsvorkehrungen kann der Kunde dem Internet-
auftritt der Bank entnehmen;

  –  Bei mobileTAN darf das mobile Endgerät, mit dem die mobileTAN empfangen 
wird, nicht gleichzeitig für das Online-Banking genutzt werden;

  –  Eine Umgehung von gerätespezifischen Sicherungsmaßnahmen des mobilen 
Endgerätes (z. B. durch Jailbreak, rooten) ist aufgrund damit einhergehender 
 Sicherheitsrisiken nicht erlaubt. 

 (2)  Der Kunde muss die Sicherheitshinweise auf der Internetseite der Bank beachten.

 (3)  Der Kunde ist verpflichtet, die ihm zur Bestätigung der gewünschten Transaktion 
angezeigten Daten vor der Bestätigung mit den für die Transaktion vorgesehenen 
Daten zu prüfen.

9.  Anzeige- und Unterrichtungspflichten, Sperranzeige
 (1)  Stellt der Kunde den Verlust oder den Diebstahl seiner PIN und /oder TAN-Liste in 

Papierform und /oder einzelner TANs bzw. eine missbräuchliche Verwendung oder 
eine sonstige nicht autorisierte Nutzung seiner PIN und /oder TAN fest, so ist der 
Kunde verpflichtet, die Bank hierüber unverzüglich zu unterrichten, z. B. per E-Mail, 
per Fax oder telefonisch (Sperranzeige). Die Kontaktdaten sind dem Internet auftritt 
der Bank und den dem Kunden postalisch zugegangenen Unterlagen zu entnehmen.

 (2)  Der Kunde hat den Diebstahl oder Missbrauch zusätzlich unverzüglich bei der Poli-
zei zur Anzeige zu bringen. Dies gilt auch für den Diebstahl oder Missbrauch des 
mobilen Endgerätes, welches der Kunde zur Teilnahme an mobileTAN benutzt.

 (3)  Hat der Kunde den Verdacht, dass eine andere Person unberechtigt den Besitz 
 seiner PIN und /oder TAN erlangt hat oder seinen PIN und /oder TAN verwendet, 
muss er ebenfalls unverzüglich eine Sperranzeige bei der Bank einreichen.

 (4)  Der Kunde hat die Bank nach einer durch ihn erfolgten Feststellung eines nicht 
 autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Auftrags hierüber unverzüglich zu unter-
richten.

 (5)  Die Konsequenzen eines Verstoßes des Kunden gegen diese Anzeige- und Unter-
richtungspflichten sind in Abschnitt 12 („Haftung“) dieser Sonderbedingungen auf-
geführt.

10.  Sperre von Internet-Zugang und /oder mobileTAN 
 (1)  Die Bank sperrt auf Veranlassung des Kunden, insbesondere im Fall der Sperran-

zeige gemäß der Regelungen in Abschnitt 9, den Internet-Zugang zum Depot oder 
seine TAN-Liste in Papierform und /oder mobileTAN.

 (2)  Im Falle einer Sperranzeige nur bezüglich mobileTAN (z. B. Verlust oder Diebstahl 
des mobilen Endgeräts und /oder Zugriff oder Kenntnis eines Dritten von einer 
 mobileTAN) wird nur mobileTAN gesperrt. Der Kunde kann sich dann weiterhin über 
das Internet in seinem Depot anmelden und die TAN-Liste in Papierform für Aufträ-
ge und Transaktionen nutzen.

 (3)  Die Bank sperrt den Internet-Zugang zum Depot, wenn dreimal hintereinander eine 
falsche PIN eingegeben wurde.

 (4)  Die Bank wird den Internet-Zugang zum Depot ebenfalls sperren, wenn 

  –  sie berechtigt ist, den Internet-Zugang aus wichtigem Grund zu kündigen oder

  –  sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit von PIN und TAN dies 
rechtfertigen oder

  –  der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer betrügerischen Verwendung der 
TAN besteht.

Sonderbedingungen für die Internet-Nutzung und den elektronischen Postversand 
der FIL Fondsbank GmbH



   Die Bank wird den Kunden unter Angabe der hierfür maßgeblichen Gründe mög-
lichst vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der Sperre über diese unterrichten.

 (5)  Mit Widerruf einer Einzelverfügungsberechtigung bei Gemeinschaftsdepots oder 
 einer Einzelzustimmungsbefugnis bei Minderjährigendepots wird das jeweilige 
 Depot für Online-Verfügungen gesperrt.

11.  Aufhebung einer Sperre (Internet-Zugang und /oder mobileTAN)
 (1)  Die Aufhebung einer erfolgten Sperrung des Internet-Zugangs zum Depot kann 

durch den Kunden in Schriftform, per Fax oder postalisch beauftragt werden; eine 
telefonische Aufhebung der Sperre ist ausgeschlossen. Die Bank wird anlässlich 
des Auftrags zur Aufhebung einer Sperre gegebenenfalls eine Legitimationsprüfung 
durchführen. Eine TAN-Liste kann nicht entsperrt werden, hier wird die Bank im Fall 
einer gewünschten Aufhebung der Sperre dem Kunde eine neue TAN-Liste zusen-
den. 

 (2)  Die Aufhebung einer erfolgten Sperrung von mobileTAN muss der Kunde selbst 
über seinen Internet-Zugang zum Depot durchführen. Aus Sicherheitsgründen darf 
dabei für den Internet-Zugang zum Depot nicht das Gerät benutzt werden, welches 
zuvor zur Nutzung von mobileTAN verwendet wurde.

 (3)  Die Bank wird die Sperre aufheben oder PIN bzw. TANs austauschen, wenn die 
Gründe für die Sperre nicht mehr gegeben sind. Hierüber wird der Kunde unver-
züglich von der Bank informiert.

12.  Haftung

12.1  Haftung der Bank bei einer nicht autorisierten und /oder bei einer nicht oder 
fehlerhaft ausgeführten Online-Banking-Verfügung 

 Die Haftung der Bank bei einer nicht autorisierten und /oder bei einer nicht oder fehler-
haft ausgeführten Online-Banking-Verfügung über das Internetangebot richtet sich 
nach diesen Sonderbedingungen.

12.2  Haftung des Kunden bei missbräuchlicher Nutzung seiner PIN / TAN

12.2.1  Haftung des Kunden für nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor der 
Sperranzeige

 (1)  Beruhen nicht autorisierte Aufträge vor der Sperranzeige auf der Nutzung eines 
verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst abhanden gekommenen PIN und /
oder TAN, haftet der Kunde für den der Bank hierdurch entstehenden Schaden bis 
zu einem Betrag von 150 Euro, ohne dass es darauf ankommt, ob den Kunden an 
dem Verlust, Diebstahl oder sonstigem Abhandenkommen der PIN und /oder TAN 
ein Verschulden trifft.

 (2)  Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Aufträgen aufgrund einer 
missbräuchlichen Verwendung von PIN und /oder TAN, ohne dass diese verloren-
gegangen, gestohlen oder sonst abhanden gekommen sind, haftet der Kunde für 
den der Bank hierdurch entstehenden Schaden bis zu einem Betrag von 150 Euro, 
wenn der Kunde seine Pflicht zur Geheimhaltung der PIN und /oder TAN schuldhaft 
verletzt hat.

 (3)  Ist der Kunde kein Verbraucher, haftet er für Schäden aufgrund von nicht autorisier-
ten Aufträgen über die Haftungsgrenze von 150 Euro nach Absatz 1 und 2 hinaus, 
wenn der Kunde fahrlässig oder vorsätzlich gegen seine Anzeige- und Sorgfalts-
pflichten nach diesen Bedingungen verstoßen hat.

 (4)  Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absätzen 1, 2 und 3 ver-
pflichtet, wenn der Kunde die Sperranzeige nicht abgeben konnte, weil die Bank 
nicht die Möglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte und 
der Schaden dadurch eingetreten ist.

 (5)  Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Aufträgen und hat der Kunde 
seine Sorgfaltspflichten nach diesen Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt oder in betrügerischer Absicht gehandelt, trägt der Kunde den hierdurch 
entstandenen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Kunden kann 
insbesondere vorliegen, wenn er

  –  den Verlust oder Diebstahl der TAN-Liste bzw. den Verlust oder den Diebstahl 
des mobilen Endgerätes, welches der Kunde für mobileTAN benutzt, oder die 
missbräuchliche Nutzung von PIN oder TAN der Bank nicht unverzüglich anzeigt, 
nachdem er hiervon Kenntnis erlangt hat;

  –  die PIN im Kundensystem gespeichert hat;

  –  die PIN einer anderen Person mitgeteilt hat und der Missbrauch dadurch ver-
ursacht wurde;

  –  die PIN außerhalb des Internetauftritts der Bank eingegeben wurde;

  –  die PIN außerhalb der Internet-Anwendung, beispielsweise per E-Mail, weiter-
gegeben hat;

  –  die PIN auf der in Papierform vorliegenden TAN-Liste vermerkt oder zusammen 
mit dieser verwahrt hat;

  –  die PIN auf dem mobilen Endgerät, das der Kunde für mobileTAN nutzt, gespei-
chert hat;

  –  mehr als eine TAN zur Autorisierung eines Auftrags verwendet hat.

 (6)  Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den der Verfügungs-
rahmen gilt, verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf den vereinbarten Ver-
fügungsrahmen.

12.2.2  Haftung bei nicht autorisierten Wertpapiertransaktionen vor der Sperranzeige
 Beruhen nicht autorisierte Wertpapiertransaktionen vor der Sperranzeige auf der Nut-

zung eines verlorengegangenen oder gestohlenen PIN und /oder TAN oder auf der 
sonstigen missbräuchlichen Nutzung der PIN und /oder der TAN und ist der Bank hier-
durch ein Schaden entstanden, haften der Kunde und die Bank nach den gesetzlichen 
Grundsätzen des Mitverschuldens.

12.2.3  Haftung der Bank ab der Sperranzeige
 Sobald die Bank eine Sperranzeige eines Kunden erhalten hat, übernimmt sie alle 

 danach durch nicht autorisierte Aufträge entstehenden Schäden. Dies gilt nicht, wenn 
der Kunde in betrügerischer Absicht gehandelt hat.

12.2.4 Haftungsausschluss
 Haftungsansprüche sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden 

Umstände auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf 
das diejenige Partei, die sich auf dieses Ereignis beruft, keinen Einfluss hat, und des-
sen Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden 
werden können.

13.  Referenzbankverbindung
 Die Referenzbankverbindung dient zur Abwicklung von Kauf- und Verkaufsaufträgen. 

So wird bei online erteilten Kaufaufträgen der entsprechende Gegenwert bei Fälligkeit 
von der Referenzbankverbindung per Lastschrift eingezogen. Bei online erteilten 
 Anteilverkäufen (Auszahlungen) wird der Verkaufserlös ausschließlich auf die Refe-
renzbankverbindung überwiesen. Im FFB FondsdepotPlus dient sie außerdem zur 
 Abwicklung von Geldtransfers auf und von dem Abwicklungskonto bei der Bank. Bei 
diesen Kunden kann bei der Ordererteilung und Abwicklung von Fondstransaktionen 
wahlweise die Referenzbankverbindung oder das Abwicklungskonto berücksichtigt 
werden. Die Referenzbankverbindung kann jederzeit mittels schriftlichem Auftrag (im 
Original unterschrieben) geändert werden.

14.  Inhalt des Online-Posteingangs
 Im Online-Posteingang werden dem Kunden sämtliche Standardschriftstücke, die im 

Zusammenhang mit der Führung seines Depots bei der Bank erstellt werden (nachfol-
gend „Schriftstücke“ genannt, z. B. Fondsabrechnungen, Ausschüttungsanzeigen und 
Jahresdepotauszug sowie Fondsmaßnahmen und allgemeiner Schriftwechsel) zur 
 Verfügung gestellt. Hiervon ausgenommen sind Schriftstücke, für die gesetzliche Vor-
gaben oder besondere Umstände die postalische Zustellung notwendig machen. Der 
Kunde kann die Schriftstücke ansehen, herunterladen, ausdrucken und archivieren.

 Dem Vermittler des Kunden wird im Rahmen der nach Ziffer 6 der Schlusserklärung im 
Depoteröffnungsantrag erteilten Zustimmung zur Datenweitergabe lesender Zugriff auf 
das Online-Postfach des Kunden gewährt. Die steuerlichen Daten werden dabei dem 
Vermittler bekannt gemacht.

15.  Verzicht auf postalische Zustellung
 Der Kunde verzichtet durch die Nutzung des Online-Posteingangs nach Maßgabe die-

ser Sonderbedingungen ausdrücklich auf den postalischen Versand der hinterlegten 
Schriftstücke. Die Bank ist auch bei Nutzung des Online-Posteingangs berechtigt, die 
hinterlegten Schriftstücke dem Kunden auf dem Postweg oder in anderer Weise zu-
gänglich zu machen.

 Der Verzicht auf postalische Zusendung kann durch den Kunden jederzeit rückgängig 
gemacht werden. Hierdurch können für den Kunden zusätzliche Kosten entstehen.

16.  Mitwirkungspflicht des Kunden
 Der Kunde verpflichtet sich, den Online-Posteingang regelmäßig auf neu hinterlegte 

Schriftstücke zu kontrollieren und diese auf Richtigkeit und Vollständigkeit zu überprü-
fen und etwaige Einwendungen der Bank unverzüglich schriftlich anzuzeigen.

17.  Unveränderbarkeit der Daten / Haftung
 Sofern die Schriftstücke im Rahmen der Nutzung des Online-Posteingangs gespeichert 

und aufbewahrt werden, garantiert die Bank deren Unveränderbarkeit. Werden Schrift-
stücke außerhalb des Online-Posteingangs gespeichert, aufbewahrt oder in Umlauf ge-
bracht, kann die Bank hierfür keine Haftung übernehmen.

18.  Historie
 Die Bank hält die Schriftstücke des laufenden Kalenderjahres sowie des jeweiligen 

Vorjahres im Online-Posteingang vor. Jeweils zum Kalenderjahreswechsel wird sie die 
älteren Schriftstücke ohne gesonderte vorherige Ankündigung aus dem Online-Post-
eingang entfernen.

19.  Kündigung (Internetangebot und /oder mobileTAN)
 (1)  Der Kunde kann die Nutzung des Internetangebots und /oder mobileTAN jederzeit 

ohne Angabe von Gründen schriftlich kündigen.

 (2)  Die Bank kann die Nutzung des Internetangebots und /oder mobileTAN mit einer 
Frist von mindestens zwei Monaten bzw. aus wichtigem Grund fristlos kündigen. 

 (3)  Sämtliche Schriftstücke werden mit Wirksamwerden der Kündigung wieder posta-
lisch zugesandt. Die Beendigung der Internet-Nutzung und /oder mobileTAN lässt 
den Depotvertrag unberührt. Hierdurch können für den Kunden zusätzliche Kosten 
entstehen.

20.  Sonstiges
 Ergänzend zu diesen Sonderbedingungen gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingun-

gen der Bank.

Stand Januar 2016

Ergänzende Informationen zu Finanzdienstleistungen einschließlich Zahlungsdiensten sind auf diesen gesonderten Dokumenten aufgeführt:

–  „Informationen zu außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen und Fernabsatzverträgen über Finanzdienstleistungen der FIL Fondsbank GmbH“

–  „Sonderbedingungen für das FFB FondsdepotPlus der FIL Fondsbank GmbH“

–  „Bedingungen für Zahlungen mittels Lastschrift im SEPA-Basislastschriftverfahren“



1. Allgemeine Informationen

 Hauptgeschäftstätigkeit der Bank 

  Unternehmensgegenstand der FIL Fondsbank GmbH (Bank) ist die Verwahrung und Ver-
waltung von Investmentanteilen für andere, die nach dem Kapitalanlagegesetzbuch (KAGB) 
oder von einer ausländischen Investmentgesellschaft ausgegeben worden sind (Depotge-
schäft) sowie die Anschaffung und Veräußerung von Investmentanteilen im eigenen Namen 
auf fremde Rechnung (Finanzkommissionsgeschäft) und sonstige damit verbundene 
Nebentätigkeiten.

 Zuständige Aufsichtsbehörde

  Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn, 
und Marie-Curie-Straße 24 – 28, 60439 Frankfurt am Main 
(Internet: www.bafin.de).

 Vertragssprache

  Maßgebliche Sprache für dieses Vertragsverhältnis und die Kommunikation mit dem 
Kunden während der Laufzeit des Vertrages ist Deutsch.

 Rechtsordnung 

  Es gilt für den Vertragsschluss und die gesamte Geschäftsverbindung zwischen dem 
Kunden und der Gesellschaft deutsches Recht. 

 Umsatzsteueridentifikationsnummer

 DE 213709602

 Registergericht

 Amtsgericht Königstein im Taunus HRB 8336

 Gesetzliche Vertreter / Geschäftsführer 

 Peter Nonner, Gerhard Oehne, Dr. Andreas Prechtel

2. Informationen zur Nutzung des Depots

 Wesentliche Leistungsmerkmale

 –  Verwahrung  / Verwaltung:Verwahrung  / Verwaltung: Die Bank verwahrt und verwaltet im Rahmen des Depotvertrags 
unmittelbar oder mittelbar die Investmentanteile des Kunden an Fonds verschiedener 
Kapitalanlage- bzw. Investmentgesellschaften in einem Depot, über das der Kunde nach 
gesonderter Freischaltung auch im elektro nischen Geschäftsverkehr verfügen kann 
(Internet-Nutzung).

 –  Bei Nutzung des FFB FondsdepotPlus bietet die Bank darüber hinaus das Führen eines 
Abwicklungskontos an.

 –  Verfügungen über Investmentanteile:Verfügungen über Investmentanteile: Der Kunde kann nach einem entsprechen  den Auf-
trag an die Bank Investmentanteile in sein Depot bei der Bank übertragen lassen oder aus 
dem Depot bei der Bank auf eine andere Depot führende Stelle übertragen lassen.

  Der Kunde kann im Wege des Finanzkommissionsgeschäfts Investmentanteile über die 
Bank erwerben bzw. veräußern. Der Kunde erteilt der Bank hierzu von Fall zu Fall den 
Auftrag. Die Bank wird sich bemühen, für Rechnung des Kunden mit Kapitalanlage- bzw. 
Investmentgesellschaften oder sonstigen ausgebenden Stellen ein Kauf- oder Verkaufsge-
schäft (Ausführungsgeschäft) abzuschließen oder sie beauftragt einen anderen Kommissi-
onär (Zwischen kommissionär), ein Ausführungsgeschäft abzuschließen. Die gehandelten 
 Investmentanteile werden dem Depot gutgeschrieben (Kauf) bzw. belastet  (Verkauf); ent-
sprechend wird der zu zahlende Betrag dem Verrechnungskonto des Kunden gutgeschrie-
ben oder belastet bzw. wird vom Kunden überwiesen. Beim Erwerb von Investmentantei len 
verschafft die Bank dem Kunden, sofern die Investment anteile bei einer deutschen Wert-
papiersammelbank zur Sam melverwahrung zugelassen sind, Miteigentum an diesem Sam-
melbestand.

  Die Einzelheiten zu Verfügungen über Investmentanteile über die Bank werden in den All-
gemeinen Geschäftsbedingungen sowie den Sonderbedingungen für die Internet-Nutzung 
des Depots geregelt. 

 Zusätzliche Telekommunikationskosten

 Keine

 Leistungsvorbehalt

  Die Bank behält sich vor, die Verwahrung  / Verwaltung von Investmentanteilen bzw. Verfü-
gungen über Investmentanteile abzulehnen.

 Erfüllung des Vertrages 

  Die Bank erfüllt ihre Verpflichtungen aus dem Depotvertrag, indem sie dem Kunden ein 
Depot zur Verfügung stellt und dessen Investmentanteile verwahrt / verwaltet sowie im ver-
traglich zugesicherten Rahmen Kundenaufträge betreffend den Anteilbestand ausführt oder 
neue Investmentanteile erwirbt.

  Sofern die Internet-Nutzung des Depots vereinbart wurde, erfüllt die Bank ihre Verpflichtun-
gen, indem sie dem Kunden über das Internet Zugriffsrechte gewährt und über das Internet 
eingegebene Aufträge im vertraglich zugesicherten Rahmen ausführt.

 Zustandekommen des Depotvertrages

  Der Kunde gibt gegenüber der Bank ein Angebot auf Abschluss des Depotver tra ges ab, 
indem er das ausgefüllte und unterzeichnete Depoteröffnungsformular postalisch an die 
Bank übermittelt und dieses ihr zugeht. Eine postalische Übermittlung kann auch an den 
Empfangsboten der Bank – beispielsweise einen Vermittler – erfolgen, der den Antrag an 
die Bank weiterleitet. Der Kunde hat sich weiterhin entsprechend zu legitimieren.

  Der Depotvertrag kommt zustande, wenn die Bank dem Kunden die Annahme des jeweili-
gen Vertrages erklärt, indem sie beispielsweise für ihn ein entsprechendes Depot eröffnet 
und dies mitteilt.

 Zustandekommen des Vertrages über die Internet-Nutzung des Depots

  Der Kunde gibt gegenüber der Bank ein Angebot auf Abschluss der Vereinbarung über 
die Internet-Nutzung des Depots ab, indem er das jeweils ausgefüllte und unterzeichnete 
Formular postalisch an die Bank übermittelt und dieses ihr zugeht. Diese Übermittlung kann 
auch an einen Empfangsboten der Bank, beispielsweise einen Vermittler, erfolgen, der den 
Antrag an die Bank weiterleitet. 

  Die Vereinbarung über die Internet-Nutzung des Depots kommt zustande, wenn die Bank 
dem Kunden die Annahme des Angebots erklärt, beispielsweise indem sie ihm eine ent-
sprechende Zugangskennung übersendet.

 Vertragliche Kündigungsregeln

  Hinsichtlich der Kündigung der Internet-Nutzung des Depots findet Ziffer 15 der Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen bzw. Ziffer 16 der Sonderbedingungen für die Internet-Nutzung 
entsprechend Anwendung. 

 Mindestlaufzeit

  Für den Depotvertrag wird keine Mindestlaufzeit vereinbart. Bei Kündigung des Depotver-
trags muss der Kunde die verwahrten Investmentanteile auf ein anderes Depot übertragen 
oder veräußern. 

  Für die Internet-Nutzung des Depots ist ebenso keine Mindestlaufzeit vereinbart. Die Been-
digung der Internet-Nutzung lässt den Depotvertrag grundsätzlich  unberührt.

 Recht auf Übermittlung von Informationen und Vertragsbedingungen

  Während der Vertragslaufzeit kann der Kunde von der Bank jederzeit die Übermittlung der 
Vertragsbedingungen einschließlich der Allgemeinen Geschäftsbedingungen und der Infor-
mationen im Sinne von Artikel 248 § 4 Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch in 
Papierform oder auf einem anderen dauerhaften Datenträger verlangen.

Informationen zu außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen und 
 Fernabsatzverträgen über Finanzdienstleistungen der FIL Fondsbank GmbH

 Widerrufsbelehrung

 Widerrufsrecht

  Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mit-
tels einer eindeutigen Erklärung widerrufen. Die Frist beginnt nach Erhalt dieser Belehrung 
auf einem dauerhaften Datenträger, jedoch nicht vor Vertragsschluss und auch nicht vor 
Erfüllung unserer Informationspflichten gemäß Artikel 246b § 2 Absatz 1 in Verbindung mit 
Artikel 246b § 1 Absatz 1 EGBGB und auch nicht vor Erfüllung unserer Informationspflich-
ten gemäß Artikel 246b § 2 Absatz 1 in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Nummer 7 bis 12, 15 
und 19 sowie Artikel 248 § 4 Absatz 1 EGBGB und zudem nicht vor Erfüllung unserer Infor-
mationspflichten gemäß Artikel 246b § 2 in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Nummer 12 sowie 
Artikel 248 § 4 Absatz 1 EGBGB.

  Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs, wenn 
die Erklärung auf einem dauerhaften Datenträger (z.B. Brief, Telefax, E-Mail) erfolgt. Der 
Widerruf ist zu richten an: 

  FIL Fondsbank GmbH, Kastanienhöhe 1, 61476 Kronberg im Taunus
Telefax: 069 / 77060-555, E-Mail: info@ffb.de

 Widerrufsfolgen

  Im Falle eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurück-
zugewähren. 

  Überziehen Sie Ihr Konto ohne eingeräumte Überziehungsmöglichkeit oder überschreiten 
Sie die Ihnen eingeräumte Überziehungsmöglichkeit, können wir von Ihnen über die Rück-

zahlung des Betrags der Überziehung oder Überschreitung hinaus weder Kosten noch 
Zinsen verlangen, wenn wir Sie nicht ordnungsgemäß über die Bedingungen und Folgen 
der Überziehung oder Überschreitung (z.B. anwendbarer Sollzinssatz, Kosten) informiert 
haben. 

  Sie sind zur Zahlung von Wertersatz für die bis zum Widerruf erbrachte Dienstleis-
tung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe Ihrer Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge 
hingewiesen wurden und ausdrücklich zugestimmt haben, dass wir vor dem Ende der 
Widerrufsfrist mit der Ausführung der Gegenleistung beginnen. Besteht eine Verpflich-
tung zur Zahlung von Wertersatz, kann dies dazu führen, dass Sie die vertraglichen 
Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum bis zum Widerruf dennoch erfüllen müssen. 
Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren aus-
drücklichen Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 
Verpflichtungen zur Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt 
werden. Die Frist beginnt für Sie mit der Absendung Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit 
deren Empfang.

 Besondere Hinweise

  Bei Widerruf dieses Vertrags sind Sie auch an einen mit diesem Vertrag zusammen-
hängenden Vertrag nicht mehr gebunden, wenn der zusammenhängende Vertrag eine 
Leistung betrifft, die von uns oder einem Dritten auf der Grundlage einer Vereinbarung 
zwischen uns und dem Dritten erbracht wird.

  Der Kunde kann seine Erklärungen zum Abschluss des Konto- und/oder Depotver-
trags (FFB Fondsdepot bzw. FFB FondsdepotPlus) und zur Internet-Nutzung des 
Depots nach Maßgabe der nachstehenden Widerrufsbelehrung widerrufen.

  Hinsichtlich des Erwerbs oder der Veräußerung von Anteilen oder Aktien eines 
offenen Investmentvermögens gilt die nachstehende Widerrufsbelehrung nichtnicht, 
sondern es kann das am Ende der „Allgemeinen Geschäftsbedingungen“ abge-
druckte Widerrufsrecht nach § 305 Kapitalanlagegesetzbuch (KAGB) bestehen.

Stand Januar 2016

Ergänzende Informationen zu Finanzdienstleistungen einschließlich Zahlungsdiensten sind auf diesen gesonderten Dokumenten aufgeführt:
– „Sonderbedingungen für das FFB FondsdepotPlus der FIL Fondsbank GmbH“
– „Bedingungen für Zahlungen mittels Lastschrift im SEPA-Basislastschriftverfahren“
– „Sonderbedingungen für die Internet-Nutzung und den elektronischen Postversand der FIL Fondsbank GmbH“



FFB Fondsdepot – Klassisches Investmentdepot
  Entgelte
Depotführung 0,25 % vom durchschnittlichen Depotwert (mind. 25 EUR, max. 45 EUR) p.a.
Transaktionskosten1 2 EUR je Kauf / Verkauf; Spar- und Auszahlpläne kostenfrei
Versand von Abrechnungen und Anzeigen 1,50 EUR pro Aussendung (entfällt bei Nutzung des Online-Posteingangs)2

Depotführung als FFB Kombidepot 12 EUR p.a. zusätzlich zum normalen Depotführungsentgelt 
(Aktivdepot = FFB Fondsdepot) (Das FFB Kombidepot besteht aus einem Aktivdepot und einem Passivdepot.
  Der durchschnittliche Depotwert wird über beide Depots ermittelt.)

FFB FondsdepotPlus – Investmentdepot mit integriertem Abwicklungskonto
  Entgelte
Depotführung 40 EUR p.a. (inkl. Kontoführung)
Depotführung für verbundene Depots  12 EUR p.a. (Voraussetzung: wird ein FFB FondsdepotPlus für eine natürliche Person geführt 

– unabhängig davon, ob als Einzel- oder Gemeinschaftsdepot – wird für weitere Depots der 
Depotinhaber sowie für Depots deren minderjähriger Kinder das reduzierte Entgelt erhoben.) 

Transaktionskosten1 2 EUR je Kauf / Verkauf; Spar- und Auszahlpläne kostenfrei
Versand von Abrechnungen und Anzeigen 1,50 EUR pro Aussendung (entfällt bei Nutzung des Online-Posteingangs) 2

Depotführung als FFB Kombidepot 12 EUR p.a. zusätzlich zum normalen Depotführungsentgelt
(Aktivdepot = FFB FondsdepotPlus)  (Das FFB Kombidepot besteht aus einem Aktivdepot und einem Passivdepot.)

Exchange Traded Funds (ETF’s) und andere Besonderheiten
  Entgelte
Transaktionskosten (ETF)1 0,15 % vom Transaktionswert je Kauf / Verkauf / Sparplan / Auszahlplan 
  zzgl. fondsspezi  scher Additional Trading Costs (ATC) 5

Umsatzkommission (ETF) 3 0,20 % vom Transaktionswert je Kauf
Umsatzkommission 3 für Portfolioabwicklung 0 % bis 6,5 % vom Nettoanlagebetrag (je nach Portfoliotyp)
(nur für Depots mit eingerichteter Portfoliostruktur)
FFB Mietkautionsdepot 12 EUR p.a.
Vermögenswirksamer Sparvertrag 12 EUR p.a.6

MLP top portfolio 4 7,14 EUR p.a.
Versandkomponente 4 für MLP top portfolio 6 EUR p.a. (entfällt bei Nutzung des MLP Financepilot Report)
DEVK Investmentdepot 4 29,75 EUR p.a.

Sonstige Dienstleistungen
  Entgelte 
Adressnachforschung7 15 EUR zzgl. fremder Kosten
Depotübertrag (Eingang von/Ausgang an andere Institute) kostenfrei
Depotwertberechnung (unterjährig) 10 EUR je Berechnung
Duplikaterstellung (z. B. Depotauszüge, Ausschüttungsmitteilungen, 
Jahressteuerbescheinigungen, VL- Bescheinigungen) 5 EUR je Beleg
Einreichung eines Schecks 20 EUR je Scheckeinreichung zzgl. fremder Kosten
Erteilen einer schriftlichen Bankauskunft 7 10 EUR je Auskunft
Einrichtung Mietkaution 30 EUR einmalig 
Nachlassabwicklung (über den gesetzlichen Rahmen hinaus) nach Aufwand, mind. 50 EUR
Verpfändungsanzeige (seitens oder im Auftrag des Kunden) 30 EUR einmalig
1 Transaktionskosten sind MwSt.-frei. Ein Tauschauftrag besteht aus Kauf und Verkauf. 
2 Es können mehrere Dokumente in einer Aussendung enthalten sein.
3 Die Umsatzkommission ersetzt den Ausgabeaufschlag. Bis zu 100 % der Umsatzkommission werden als Vertriebsprovision an den Vermittler ausgezahlt.
4 Für diese Depotart gelten besondere Regelungen; der Vertrieb erfolgt nicht über alle Kooperationspartner.
5 Die jeweiligen ATC sind fremde Kosten und sind dem Fondsfactsheet zu entnehmen.
6  Entgelt für neu abgeschlossene VL-Verträge. Abweichend hiervon gelten für bestehende VL-Verträge die jeweils bei Vertragsbeginn vereinbarten Entgelte. Die Belastung der Entgelte erfolgt zum Ende des 

Kalenderjahres.
7   Ein Entgelt fällt nur an, wenn der Grund für die Inanspruchnahme der Dienstleistung im Verantwortungsbereich des Kunden liegt und die entsprechende Leistung der Bank nicht gesetzlich ohne gesonderte 

Kosten geschuldet ist.

Die Belastung der Entgelte, Auslagen und fremden Kosten bzw. Spesen erfolgt im FFB Fondsdepot durch Verkauf von Anteilen bzw. Anteilsbruchteilen aus dem hierfür priorisier-
ten Fonds (beim FFB Kombidepot im Aktivdepot). Wurde kein Fonds priorisiert, erfolgt der Verkauf aus dem Fonds mit der geringsten Risikoklasse (wenn vorhanden Geldmarkt-
fonds). Sofern der gesamte Bestand nicht ausreicht oder nicht verfügbar ist, wird der Restbetrag durch Lastschrift von der Referenzbankverbindung eingezogen. Im FFB Fonds-
depotPlus erfolgt die Belastung der obigen Entgelte grundsätzlich über das Abwicklungskonto.

Die jährliche Belastung der Depotführungsentgelte sowie etwaiger Versandentgelte erfolgt jeweils am Anfang des Jahres für das zurückliegende Kalenderjahr. Wird ein Depot 
unterjährig geschlossen oder werden alle im Depot verwahrten Anteile verkauft oder übertragen, erfolgen die Berechnung und die Belastung der Entgelte zum Zeitpunkt der 
Schließung des Depots, des Gesamtverkaufs bzw. des Übertrags. Dabei werden die Entgelte grundsätzlich mittels Anteilsverkauf vereinnahmt.

Die Transaktionskosten werden sowohl beim FFB Fondsdepot als auch beim FFB FondsdepotPlus direkt bei den Kauf- bzw. Verkauftransaktionen verrechnet. Sofern der 
 VL-Vertrag im FFB FondsdepotPlus geführt wird, erfolgt die Belastung der Entgelte über das Abwicklungskonto. 

Alle obigen Entgelte verstehen sich inklusive anfallender MwSt., sofern nicht anders ausgewiesen; Porti und sonstige Auslagen sind grundsätzlich in den obigen Sätzen nicht 
 enthalten. Ein möglicher Anspruch der Bank auf Ersatz von Aufwendungen richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften.

Hinweis zu Währungsgeschäften: Sofern es sich bei Transaktionen um Fonds handelt, die nicht in EUR denominiert sind, rechnet die FFB am Buchungstag den entsprechenden 
Währungsbetrag zum Marktpreis um. Die FFB behält eine bankenübliche Marge ein. Die FFB Devisenkurse werden auf der Internetseite https://www.ffb.de/devisenkurse ver-
öffentlicht.

Die FFB gehört der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH an. Darüber hinaus ist die FFB freiwillig Mitglied im Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes 
deutscher Banken. Die für die Sicherung geltenden Bestimmungen einschließlich Umfang und Höhe der Sicherung ergeben sich aus dem Punkt 15 der Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen sowie aus dem „Informationsbogen für den Anleger gemäß § 23a Abs. 1 Satz 3 des Kreditwesengesetzes“.

Stand Januar 2016
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